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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Der Bundesrat legte dem Parlament einen Entwurf einer Verordnung der
Bundesversammlung vor, mit der die Gruppierung Al-Qaïda und mit ihr verwandte
Organisationen nach Ablauf der momentan geltenden Verordnung des Bundesrates
weiterhin verboten werden können. Der Bundesrat hatte bereits 2001 eine solche
Verordnung erlassen, die 2003, 2005 und 2008 verlängert worden war. Jetzt sollte das
Verbot in eine auf drei Jahre befristete Verordnung der Bundesversammlung überführt
werden. 1

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.05.2011
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Ende Oktober 1990 gab Bundespräsident Koller eine Verordnung über den Staatsschutz
welche als Übergangslösung bis zum Entscheid über ein Staatsschutzgesetz gedacht ist,
in die Vernehmlassung. Sie sieht vor, dass sich die präventive Polizeitätigkeit auf die
Bereiche Terrorismus, Spionage und organisiertes Verbrechen beschränken muss. Mit
der politischen Aktivität von Personen darf sich der Staatsschutz nur noch befassen,
wenn der konkrete Verdacht besteht, dass dabei strafbare Handlungen (wie zum
Beispiel Gewalt gegen Personen oder Sachen) vorbereitet oder begangen werden. Die
CVP lehnte die Verordnung ab, da sie unter anderem ohne gesetzliche Grundlage in die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eingreife und zudem einige wichtige
Fragen offen lasse. Sie empfahl als Übergangslösung den Erlass eines befristeten
dringlichen Bundesbeschlusses. Auch die SP und die GP wiesen den
Verordnungsentwurf mit dem Argument zurück, dass er sich auf keine gesetzlichen
Grundlagen stützen könne. Während die FDP ebenfalls Einwände vorbrachte, konnte
sich immerhin die SVP mit der Verordnung einverstanden erklären, falls der Bundesrat
bereit sei, dem Parlament so rasch als möglich eine Regelung auf Gesetzesebene
vorzulegen. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.10.1990
HANS HIRTER

Anfang Mai 2022 verabschiedete der Bundesrat die Verordnung über die polizeilichen
Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus, die die Umsetzung des PMT-Gesetzes
in der Praxis konkretisiert. In der Vernehmlassung sei die Verordnung von einer klaren
Mehrheit der Teilnehmenden befürwortet worden, schrieb die Regierung in der
entsprechenden Medienmitteilung. Gleichzeitig gab sie bekannt, dass das PMT-Gesetz
am 1. Juni 2022 in Kraft treten werde. 3

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.06.2022
KARIN FRICK

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Conformément aux propositions contenues dans le rapport du groupe d'étude sur la
neutralité, le Conseil fédéral a décidé de façon autonome d'appliquer les mesures
d'embargo militaire et aérien décrétées par le Conseil de sécurité des Nations Unies à
l'encontre de la Libye. Pour motiver cette décision, le gouvernement a fait valoir la
solidarité vis-à-vis de la communauté internationale dans la lutte contre le terrorisme,
ce principe primant sur le respect d'une stricte neutralité. Le Conseil de sécurité en est
arrivé à prendre de telles sanctions suite aux refus des autorités libyennes d'extrader
deux de leurs ressortissants suspectés d'être impliqués dans l'attentat terroriste contre
un avion civil américain qui avait explosé au dessus de Lockerbie (GB). 4

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 15.04.1992
ANDRÉ MACH
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kultur, Sprache, Kirchen

Anfangs Oktober 2019 gab der Bundesrat in einer Medienmitteilung bekannt, dass sich
der Bund neu pro Jahr mit bis zu CHF 500'000 an den Sicherheitskosten von
«besonders gefährdeten Minderheiten» beteiligen wird. Die entsprechende
Verordnung sei auf ein Konzept des Sicherheitsverbundes Schweiz (SVS)
zurückzuführen. Die Gelder sollen gemäss Medienmitteilung für Massnahmen eingesetzt
werden, mit denen Straftaten verhindert werden können – wie beispielsweise durch die
Installation von Überwachungskameras –, jedoch nicht für Sicherheitspersonal. Um
Unterstützungsleistungen zu erhalten, wird nebst einem erhöhten Sicherheitsrisiko
verlangt, dass die Minderheitsgruppen über eine «gefestigte Bindung zur Schweiz und
ihren Werten» verfügen. Jüdische und muslimische Glaubensgemeinschaften dürften
gemäss Medienmitteilung im Zentrum dieser Massnahme stehen. Die Verordnung trat
am 1. November 2019 in Kraft. 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 10.10.2019
SARAH KUHN
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